
Markgraf Georg Friedrich als kreisausschreibender Fürst versuchte ledig-
lich – entweder im Auftrag der Kreisversammlung oder von sich aus – eine
Art Kontrolle über die Durchführung der Beschlüsse auszuüben, indem er
noch im Herbst 1571 von den einzelnen Kreisständen einen schriftlichen
Bericht verlangte. Dabei ergab sich, dass das Ausfuhrverbot zwar weit-
gehend eingehalten wurde, doch bezüglich der Preise innerhalb des Kreises
herrschte keine Einheitlichkeit. Der Markgraf hatte für seine beiden Fürsten-
tümer Ansbach und Kulmbach-Bayreuth Festpreise bestimmt und gehofft
die anderen Kreisstände würden sich seiner Preispolitik anschließen. Als er
sich nun getäuscht sah, gab auch er die Preise wieder frei, wenngleich mit
der Auflage sich „bescheidenlich und leidlich“ zu verhalten, also keine
Wucherpreise zu verlangen. Der Würzburger Bischof rechtfertigte seine
überhöhten Preise mit dem Hinweis, dass die Preisbestimmungen im Kreis-
beschluss „dunkel“ seien. Hier ließen allem Anschein nach die tatsächlich
anfallenden oder angeblichen Ausgaben für den Transport oder anderes
viele Möglichkeiten offen die Kreisverordnung, die die Preisgleichheit aus-
drücklich festgelegt hatte, zu umgehen. Deshalb gelangte Markgraf Georg
Friedrich, in Übereinstimmung mit dem Deutschmeister in Mergentheim,
zur Überzeugung, dass künftig einheitliche Preise für den gesamten Kreis
genau fixiert werden müssen. 

Viele Städte ließen Brotmarken an die
bedürftige Bevölkerung austeilen, die
gegen kostenloses oder verbilligtes Brot
eingetauscht wurden. 
Mit solchen Regelungen konnte der 
Zustrom fremder Bettler unterbunden 
werden. 
Zwei Nürnberger Brotmarken, 1529 
(Germanisches Nationalmuseum 
Nürnberg) 
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Carl Friedrich Gebert gibt in seinem
Werk über „Die Marken und Zeichen
Nürnbergs“ einen Überblick über die
verschiedenen Brotzeichen und Bettel-
zeichen der Stadt Nürnberg. 
(Germanisches Nationalmuseum 
Nürnberg) 



Die benachbarten Reichskreise, in denen durch die vielen Misswuchs-
jahre die Not noch größer war, protestierten bald aufs heftigste gegen die
Absperrung des Fränkischen Kreises. Die Kreisversammlung lehnte die 
Bitte der württembergischen Gesandten um Getreidelieferungen ab mit der
Begründung, der Fränkische Kreis sei ein Korpus, also eine Einheit, und da-
her seien seine Glieder zuerst mit Getreide zu versehen. Am 28. Januar 1572
wandten sich der Erzbischof von Salzburg und Herzog Albrecht von Bayern
als die kreisausschreibenden Fürsten des Bayerischen Kreises und der Her-
zog von Württemberg für den Schwäbischen Kreis an die ausschreibenden
Stände Bamberg und Ansbach-Bayreuth mit dem Verlangen nach Auf-
hebung der Getreideausfuhrsperre, denn sie hätten in Erfahrung bringen
können, dass die fränkischen Stände umfangreiche Vorräte anlegen wür-
den. Damit wurde wohl in der Hauptsache auf Nürnberg Bezug genom-
men, das seine Getreidespeicher mit importiertem Getreide gefüllt hatte.
Außerdem gäbe es in Sachsen und Thüringen ausreichend Getreide, doch
sei für das näher gelegene Franken ein Transport aus diesen Gebieten viel
einfacher und vor allem billiger. 

Am meisten Eindruck aber dürfte in Franken der Hinweis auf eventuelle
Folgen für die bisher so erfolgreiche Zusammenarbeit der drei Reichskreise
gemacht haben. Denn die Kooperation hatte sich seit langem in mehrfacher
Hinsicht bewährt. Im Münzwesen arbeiteten die drei Kreise durch regel-
mäßige Probationstage eng zusammen, desgleichen in Fragen der Flucht-
hilfe und bei der Wollausfuhr. Schließlich gingen die drei Kreise seit 1566
auch gemeinsam gegen die willkürlichen Erhöhungen der pfalz-neuburgi-
schen Zölle vor. 

Um die enge Zusammenarbeit mit den benachbarten Kreisen nicht zu
gefährden, kam die fränkische Kreisversammlung im Mai 1572 ohne lange
Diskussion überein das Ausfuhrverbot für die Nachbarkreise wieder aufzu-
heben. Da aber gleichzeitig am Vorkaufsrecht der fränkischen Kreisstände
festgehalten wurde, änderte sich damit gegenüber den Beschlüssen vom
Sommer zuvor nicht allzu viel. 

Für Franken selbst wurden auf dem gleichen Kreistag Vergünstigungen
zur Nahrungsmittelversorgung für die beiden Reichsstädte Schweinfurt und
Rothenburg genehmigt, die von der Hungersnot besonders hart betroffen
waren. Weiterhin plädierten die ansbachischen Gesandten Dr. Christoff
Grösser und Georg von Wambach energisch für genauere Bestimmungen
bezüglich des freien Marktes im ganzen Kreisgebiet. Wenig Erfolg hatte 
ihre Forderung nach Festpreisen für die verschiedenen Getreidearten, die
unter Androhung hoher Geldstrafen von allen Kreisständen eingehalten
werden sollten. 

Das Jahr 1573 brachte wiederum eine sehr schlechte Ernte und die Hun-
gersnot erreichte einen vorläufigen Höhepunkt. Im Sommer 1574, in der
Nacht vom 10. auf den 11. Juni, wütete ein schweres Unwetter mit Hagel-
schlag von Dinkelsbühl über Franken und die Oberpfalz bis nach Böhmen
und vernichtete alles kurz vor der Ernte stehende Getreide. In Nürnberg
boten die weitsichtige Vorratswirtschaft und verschiedene Notmaßnahmen
eine gewisse Absicherung, doch stieg der Getreidepreis auf das Sechs- bis
Achtfache an. In den kleineren Städten und auf dem Land herrschten dage-
gen katastrophale Verhältnisse und es kam sogar zu blutigen Unruhen und
Aufständen. Umgehend einigten sich die beiden ausschreibenden Fürsten,
sogleich einen Kreistag nach Nürnberg einzuberufen, zu dem auch die
sechs Ritterkantone eingeladen wurden. Falls die Ritterschaft sich erneut
verweigern sollte, wollte man sich an den Kaiser wenden. 

Weiterhin verlangte Markgraf Georg Friedrich einen energischen Vorstoß
der evangelischen Partei im Kreis gegen die umfangreichen Exporte der
Domkapitel in die Niederlande. Man hatte nämlich in Erfahrung bringen
können, dass die drei fränkischen Domkapitel trotz des Exportverbots aus

Das Stadtregiment überprüfte Bettler
auf ihre Bedürftigkeit und Arbeitsfähig-
keit. Sie erhielten ein Bettlerzeichen, das
sichtbar an der Kleidung zu tragen war
und zum Almosensammeln innerhalb
der Stadtmauern berechtigte. Simulan-
ten und Arbeitsscheue wurden mit die-
ser Maßnahme ausgeschlossen. 
Bettlerzeichen der Stadt Nürnberg, 
Messing und Eisenblech, 1. Hälfte 
16. Jahrhundert 
(Germanisches Nationalmuseum 
Nürnberg) 
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dem Jahr 1571 große Mengen Getreide per Schiff nach den Niederlanden
verkauft hatten, wo die Kriegswirren die Preise enorm in die Höhe hatten
schnellen lassen. 

Außerdem forderte der Markgraf völlig freien Markt für ganz Franken,
Festpreise für Getreide und eine enge Zusammenarbeit mit dem Baye-
rischen und Schwäbischen Kreis. Das gut ausgebaute Nürnberger Nach-
richtenwesen, und von Nürnberg waren die Informationen nach Ansbach
weitergegeben worden, hatte nämlich herausgefunden, dass in Bayern und
Schwaben die vergangene Ernte ganz zufriedenstellend ausgefallen war.
Das Getreide wurde auf den dortigen Märkten zwar zu erhöhten Preisen
gehandelt, doch war bisher keine Ausfuhrsperre erlassen worden. So
brachten vor allem schwäbische Bauern große Mengen Getreide auf die
Märkte in Nördlingen und Dinkelsbühl, von wo es dann in den Fränkischen
Kreis gelangte. Markgraf Georg Friedrich hoffte nun diese Einfuhren durch
ein Abkommen mit den benachbarten Kreisen noch stärker ausbauen zu
können. 

Weitsichtig war das Gutachten des Nürnberger Ratskonsulenten Dr.
Christoff Fabius Gugel, das in den wichtigsten Punkten praktisch unverän-
dert nicht nur die Grundlage des Nürnberger Vorschlags vor dem Kreistag,
sondern auch des Kreisabschieds bildete. Nach kurzer Debatte schloss sich
am 16. September die Kreisversammlung, an der auch Vertreter der Ritter-
kantone teilnahmen – nur Odenwald und Gebürg fehlten –, den Nürnber-
ger Vorschlägen an: 

1. Völlige Aufhebung des Ausfuhrverbots von 1571, da es nur Nachteile
erbracht hat. Vor allem für die Kreise Schwaben und Bayern sollen die frän-
kischen Märkte offen stehen. 
2. Alle Stände im Fränkischen Kreis sollen sich den Wirtschaftsmaß-
nahmen dieses Kreistages anschließen, auch die drei Domkapitel und die
reichsfreie Ritterschaft des Landes zu Franken, „welches aber gemainer 
Ritterschafft an Iren freyheiten und privilegien zu ainigem abbruch oder
schmelerung gar nit gemaint sein sollt“. 
3. Zur Regelung des freien Ein- und Verkaufs und zum Schutz der Armen
sollen Höchstpreise für Getreide festgesetzt werden. Diese Preise sollen im
ganzen Kreisgebiet gelten, auch bei der Ritterschaft. Gegen „Verbrecher“
soll ein eigener Kreistag einberufen werden, der dann entsprechende Stra-
fen und Bußen festsetzen werde. 
4. Gegen diese Höchstpreise legten die Reichsstädte Verwahrung ein, weil
dadurch ihre Märkte nicht mehr beliefert würden. 
5. Außerhalb des Kreises kann jeder Stand so viel Getreide kaufen, wie er
will, und zu jedem Preis, doch soll auch an die Armen gedacht werden. Der
„gemeine mann“ soll mit „billiger Nahrung“ versorgt werden. 
6. Innerhalb des fränkischen Kreises soll völlige Zollfreiheit für Getreide
herrschen; desgleichen darf kein Zoll erhoben werden, wenn Getreide von
außerhalb des Kreises importiert wird. 
7. Transitzoll soll jedoch wie üblich verlangt werden, da das Getreide
nicht im Fränkischen Kreis bleibt. 
8. Mit dem Bayerischen und Schwäbischen Kreis soll dahingehend ver-
handelt werden, dass diese sich den Wirtschaftsbestimmungen, besonders
den Zollbestimmungen, anschließen. 
9. Jeder Haushalt darf nur für ein Jahr Vorrat anlegen. 
10. Auch die Bäcker und Pfragner dürfen keine größeren Vorräte anlegen,
damit sie nicht Preisspekulationen und Wuchergeschäfte tätigen können. 
11. Der Main soll für die bisher verbotenerweise durchgeführten umfang-
reichen Getreidelieferungen in die Niederlande gesperrt werden. Der Kur-
fürst von Mainz wird gebeten die Mainschifffahrt überwachen zu lassen und
notfalls Konfiskationen vorzunehmen. 
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12. Die kreisausschreibenden Fürsten der beiden benachbarten Reichs-
kreise werden von diesen Beschlüssen in Kenntnis gesetzt, damit sie sich
für die Verhandlungen am kommenden Münzprobationstag in Augsburg
anfangs Oktober vorbereiten können. Man ist in Franken fest davon über-
zeugt, dass die Nachbarkreise mitmachen werden, „damit die drey Krayß,
der kainer des andern fuegklich entraten kann, in disem beschwerlichen
anligen einander die hand pieten“. Die abgeordneten Stände des fränki-
schen Kreises für das Treffen in Augsburg, nämlich Bamberg, Brandenburg
und Nürnberg, wurden angewiesen in diesem Sinne zu argumentieren. 

Die in Nürnberg anwesenden Hauptleute und Vertreter der Ritterschaft er-
klärten sich außerstande irgendwelche bindende Verpflichtungen und Zu-
sagen für die beiden nicht anwesenden Kantone einzugehen. Deshalb kam
man noch in Nürnberg überein für den 18. Oktober einen außergewöhnli-
chen Rittertag nach Kitzingen einzuberufen, auf dem Abgesandte des Krei-
ses den dort versammelten Hauptleuten und Räten der Ritterschaft die Ab-
sichten des Kreises vortragen könnten. Erst dann wollte die fränkische
Reichsritterschaft einen endgültigen Beschluss fassen. Tatsächlich erschie-
nen auch abgeordnete Räte und trugen breit und ausführlich die Kreisbe-
schlüsse vor, wobei sie immer wieder beteuerten, dass der Anschluss an die
Wirtschaftspolitik des Kreises keinerlei Schmälerung und Beeinträchtigung
der ritterschaftlichen Rechte und Freiheiten mit sich bringen würde. 

Auf einem Rittertag zu Schweinfurt am 1. Dezember wurde jedoch die
Bereitschaft zur Mitarbeit, die sich in Nürnberg und Kitzingen gezeigt hatte,
völlig überraschend umgestoßen. Die Aufforderung oder besser Einladung
der Kreise, sich der geplanten Wirtschaftsgemeinschaft anzuschließen, wur-
de glatt abgelehnt. Als Begründung für diesen plötzlichen Umschwung
wurde angeführt, dass die Entscheidungen der Domkapitel nicht ganz ein-
deutig und die Kreisstände selbst nicht einig wären. Die Ritter erklärten, sie
wollten selbst Maßnahmen zur Linderung der Hungersnot und zur Abhilfe
der „Sterbensleuft“ bei ihren Untertanen ergreifen. 

Diese Argumente waren ausgesprochen an den Haaren herbeigezogen.
Denn von den drei fränkischen Domkapiteln hatten die Eichstätter und
Würzburger sich inzwischen der Wirtschaftsunion des Kreises angeschlos-
sen; das Bamberger Kapitel allerdings hatte seine Mitarbeit von der Bereit-
schaft aller Kreisstände und der Reichsritter im Fränkischen und den be-
nachbarten Kreisen abhängig gemacht. Die Reichsritter und das Bamberger
Domkapitel, das in den Niederlanden vorzügliche Geschäfte getätigt hatte,
schoben sich also gegenseitig die letzte Entscheidung in einer Sache zu, aus
der sich beide nur zu gerne herausgehalten hätten. 

Nach dieser Absage der Reichsritterschaft machte sich auf der Kreisver-
sammlung tiefe Resignation breit, denn man war sich bewusst, dass ohne
Mitwirkung der Reichsritter das ganze großartig geplante Projekt zum Schei-
tern verurteilt war, da die Streulage der ritterschaftlichen Besitzungen emp-
findliche Lücken und Durchlöcherungen im Kreisgebiet schuf. „Weil leider
der arme mann nit will bedacht und gleichheit gefunden werden“, ließen
die Kreisstände die fortschrittlichen und hoffnungsvollen Beschlüsse des
Kreistages vom 16. September wieder fallen und kehrten zu den Ergebnis-
sen des Kreistags vom Sommer 1571 zurück. Lediglich das damals erlasse-
ne Ausfuhrverbot wurde dahingehend geändert, dass die benachbarten
Reichskreise ausdrücklich ausgenommen wurden. 

Die fränkische Reichsritterschaft hatte mit ihrer Weigerung zum An-
schluss an das Projekt des Kreises eine große Möglichkeit zunichte ge-
macht. An ihrem engstirnig-starren Festhalten an den Privilegien, an ihrer
Angst vor dem Verlust ihrer Stellung und ihrem lähmenden Misstrauen ge-
genüber den Kreisständen war die einmalige Chance gescheitert ganz Süd-
deutschland langsam und schrittweise zu einem einheitlichen Wirtschafts-
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block zusammenzufassen. Erst im 19. Jahrhundert sollte die Politik der wirt-
schaftlichen Einigung wieder aufgegriffen werden, beginnend mit dem
bayerisch-württembergischen Zollverein von 1829.

Der Fränkische Kreis erreichte mit der für einige Jahre gut funktionie-
renden und erfolgreichen Getreidefreihandels- und Zollunion einen Höhe-
punkt seiner Selbstständigkeit und Unabhängigkeit. Nicht mehr im Auftrag
oder im Namen des Reichsoberhaupts erfüllte der Kreis staatliche Aufga-
ben, wie die Landfriedenswahrung, die Münzaufsicht, die Frage der Woll-
ausfuhr, sondern allein kraft eigener Machtvollkommenheit ergriff der
Reichskreis, gezwungen durch die unmittelbare Not, einschneidende Maß-
nahmen zur Regelung der Getreideversorgung. In diesen Zusammenhang
muss auch der Großteil der Bestimmungen der kreiseigenen Polizeiord-
nung von 1572 gestellt werden, die Franken als einziger Reichskreis erließ.
Mit der Übernahme der Wirtschaftshoheit und der Errichtung eines ge-
meinsamen Agrarmarkts hat der Fränkische Kreis den entscheidenden
Schritt von der abhängigen Provinzialorganisation zum Selbstverwaltungs-
körper getan, was selbstverständlich für die Reichsverfassung nicht ohne
Folgen bleiben konnte. So ist es auch erklärlich, dass Kaiser Maximilian II.
versuchte diese ohne sein Zutun, ja gegen seinen Willen zustande gekom-
mene Wirtschaftsgemeinschaft in Franken wieder zu zerschlagen. In einem
umfangreichen Schreiben vom 13. Dezember 1573 verlangte er mit allem
Nachdruck die „Vorratswirtschaft des Getreidts“ und alle anderen Maßnah-
men unverzüglich einzustellen. Doch die Anordnung des Reichsoberhaupts
wurde von den fränkischen Kreisständen einfach negiert. Wie gering ihr
Vertrauen zur Zentralgewalt war, beweist auch die Tatsache, dass der Vor-
schlag des Ansbacher Markgrafen, den Kaiser als Vermittler einzuschalten,
wenn die Reichsritterschaft ihr Mitwirken verweigern sollte, überhaupt
nicht weiter auf der Kreisversammlung diskutiert wurde. 

Die Policey-Ordnung von 1572

Im Zusammenhang mit der großen Hungersnot steht die Polizeiordnung,
die der Fränkische Kreis als einziger Reichskreis im Jahr 1572 erließ, unab-
hängig von den Reichspolizeiordnungen. Die einzelnen Kreisstände sand-
ten ihre Polizeiordnungen ein, woraus dann vom Kreisdirektor „ein gemain
werck“ gemacht wurde. Im Jahr 1572 wurde die Polizeiordnung vom Kreis-
tag verabschiedet. Sie umfasste folgende Bereiche: „Vom Gotteslästern; von
Hochzeiten, Kindstaufen, Kirchweihen; von Leykaufen; von Gastungen;
von teurer Zehrung bei den Wirten; von der Mehl- und Bäckerordnung;
von Bettlern und Erhaltung der Hausarmen und von gartenden Lands-
knechten und herrenlosem Gesinde.“ Von der freien Reichsritterschaft wur-
de die Polizeiordnung allerdings nicht beachtet oder übernommen. 

„Diebe, Räuber, Zigeuner, Jauner, 
Betteljuden, und herrenloses Gesindel“

Der Kreis konzentrierte sich nach der kurzen Epoche der Assoziationen
und schließlich unter dem Einfluss der Aufklärung wieder verstärkt auf in-
nenpolitische Maßnahmen, voran auf Reformen der „guten Policey“, auf die
Verbesserung und Förderung der Wirtschaft und auf den Ausbau des Han-
dels. Als Folge der desolaten wirtschaftlichen Verhältnisse und der vielen
Kriege gegen die Türken und König Ludwig XIV. von Frankreich rückte das

Das Überlassen weiterer Aufgaben durch
das Reich stärkte Eigenverständnis und
Gemeinschaftsgefühl des Fränkischen
Kreises und begünstigte selbstständiges
Handeln. Als er das Polizeiwesen über-
nahm, erließ er 1572 als einziger Reichs-
kreis eine eigene Reichspolizeyordnung
(12. Mai 1572). 
(Universitätsbibliothek Augsburg, 
Oettingen-Wallerstein 02/XII. G.2.16 
angeb. 5)  
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Reichspolizeyordnung von 1577, 
Titelblatt 
(Universitätsbibliothek Augsburg, 
Oettingen-Wallerstein, 02/XII. G.2.16) 



Problem der „Miseri et Mali“, der Armen und Bettler, der Jauner und Straf-
fälligen, der gartenden Landsknechte und Zigeuner verstärkt in den Blick-
punkt der landesherrlichen Politik, die durch sozialdisziplinierende Patente
und Maßnahmen das Armenproblem zu lösen versuchte. 

Bald erkannte man, dass gegen Raub- und Diebsgesindel nur grenzüber-
greifend vorgegangen werden konnte, weshalb der Reichskreis sich mit
dieser schwierigen Materie befassen musste. Mehrfach wurden die Poenal-
Mandate des Kreises gegen „Diebe, Räuber, Zigeuner, Jauner, Betteljuden,
und herrenloses Gesindel“ erneuert und 1712 schlossen sich sogar die vier
Vorderen Kreise zu gemeinsamem Vorgehen zusammen. 1720 wurden vom
Kreis die so genannten Überreuter eingesetzt, die auf den Straßen im
ganzen Kreis kontrollierten. Vielfach waren die Razzien durchaus erfolg-
reich und die Ergebnisse wurden dem Kreis gemeldet. So erfasste eine
Streifjagd im Mai 1756 im Amt Uffenheim – um ein konkretes Beispiel an-
zuführen – insgesamt 15 vagabundierende Personen, darunter ein arbeits-
loses Schulmeisterehepaar aus dem reichsritterschaftlichen Ullstadt, zwei
Blinde aus dem Würzburgischen sowie eine Frau mit einem „Leibschaden“;
weiterhin ein Franzose aus Rouen und dessen Frau aus Falkenau sowie ein
Südfranzose, der mit seiner Frau aus Königshofen und zwei Kindern um-
herzog, und schließlich ein ehemaliger Schulmeister aus Schlesien, in des-
sen Begleitung sich neben seiner eigenen Frau noch eine junge Frau mit
zwei „Hurenkindern“ befand. Die Arbeitsfähigen wurden sogleich zum
Chausseebau abtransportiert, ein paar Frauen kamen in die Zucht- und 
Arbeitshäuser in St. Georgen und in Nürnberg, die vom Kreis mitgenutzt
wurden, und der Rest wurde gewaltsam aus dem Kreisgebiet vertrieben.
Die Strafen für die Ergriffenen waren drakonisch: In der Regel wurden erst-
mals Ergriffene mit Ruten gestaupt, Männer wie Frauen, beim zweiten Mal
wurden sie auf dem Rücken gebrandmarkt – in Franken mit dem F.C. für

„Fränkischer Crajs“ –
und beim dritten Mal
entweder gehängt
oder zur Galeeren-
strafe verurteilt. Je-
weils im Frühjahr und
Herbst ließ das Kreis-
ausschreibeamt acht
bis zehn Galeeren-
sträflinge in Nürnberg
sammeln und nach
Venedig oder Genua
überführen. 

Die gefassten Mit-
glieder von Räuber-
banden, die „famosen
Jauner“ und die Zigeu-
ner konnten durch
Kreisbeschluss „allein
um ihren verbotenen 
Lebenswandel“ ohne
Prozess sofort hinge-
richtet werden. Sie
wurden also beson-
ders kriminalisiert. So
wurden 1714 in Bern-
eck im Fichtelgebirge
von 28 gefassten Zi-
geunerinnen sogleich

In den Städten wurde bereits seit dem
15. Jahrhundert das Betteln geregelt.
Später gab es Verordnungen, die für
den ganzen Kreis erlassen wurden, wie
das Bettler-Patent aus dem Jahr 1770. 
(Staatsarchiv Bamberg, A 311, 296)  
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Das Zucht- und Arbeitshaus St. Georgen
wurde 1724/25 unter Johann David
Ränz als geschlossene vierflügelige An-
lage erbaut. Im Westflügel liegt die An-
staltkirche mit drei Rundbogenfenstern.
St. Georgen, Zucht- und Arbeitshaus,
Bayreuth. Isometrische Draufsicht von
Joh. Adam Riediger. Stichbeigabe zu
Adam Christoph Riedel, Beschreibung
des … Zucht- und Arbeits-Hauses …,
Bayreuth 1750 
(Germanisches Nationalmuseum Nürn-
berg, Graphische Sammlung, HB 18226,
Kps. 1373a) 



15 aufgehängt mit der Begründung, „zur Herstellung des Landes Sicherheit
und Ausrottung des landesverderblichen Raubs- und Diebsgesindels“. Doch
in der Regel hielten sich die Strafen auch an Zigeunern im gewohnten
Rahmen. 

Dass die vielfältigen sozialen Probleme im „Jahrhundert der Bettler und
Jauner“ nicht mit Landesausweisungen, mit Polizei und Zuchthaus gelöst
werden konnten, sondern nur mit tief greifenden wirtschaftlichen Verände-
rungen, erkannten bereits einige Zeitgenossen. Vor allem in dem mit den
Zwergterritorien der Reichsritter durchsetzten Fränkischen Kreis genügte oft
schon das Ausweichen in das Nachbardorf, um sich dem Zugriff der Über-
reuter zu entziehen. Allerdings gelang dies nicht immer, denn allein aus
dem Fürstentum Bayreuth wurden in den beiden ersten Jahrzehnten nach
seiner Gründung im Jahr 1724 mehr als tausend Sträflinge in das Zuchthaus
St.Georgen eingeliefert, wo sie in der „Marmorfabrik“ hart arbeiten mussten.
1750 drängte der Ansbacher Markgraf auf ein gemeinsames Zuchthaus des
Fränkischen Kreises oder besser noch auf ein katholisches und ein protes-
tantisches Zuchthaus, konnte sich aber nicht durchsetzen.   

Erneute Hungerkrise 1770–1772 

Erfolgreich war der Kreis mit einigen wirtschaftlichen Maßnahmen, wobei
ihm zugute kam, dass seit der Mitte des 18. Jahrhunderts Mehrheitsent-
scheidungen des Konvents in Ökonomiesachen für verbindlich erachtet
wurden. Als einige Jahre nach dem Ende des Siebenjährigen Kriegs die weit
überhöhten Getreidepreise noch immer nicht fielen, setzten die ausschrei-
benden Fürsten Maßnahmen zur Senkung der Preise für die Kreisversamm-
lung als Thema an. Eine Missernte im Jahr 1770 führte dann dazu, dass man
im Kreisarchiv die Unterlagen über die Vorgänge während der Hungerjahre
1570 bis 1574 hervorholte und die damaligen Entscheidungen weitgehend
übernahm. 

Zunächst wurden im Lauf des Jahres 1770 im Fränkischen Kreis Getrei-
desperren errichtet. Markgraf Alexander, der seit 1769 Ansbach und Bay-
reuth in Personalunion regierte, ließ die Grenzen seiner beiden Fürsten-
tümer gegenüber der Reichsstadt Nürnberg schließen und sperrte auch das
Zehnt- und Gültgetreide, auf das Nürnberger Patrizier aus Rechten und 
Besitz im Ansbacher Territorium Anspruch hatten. Wegen dieser Zwangs-
maßnahmen kam es sogar zu militärischen Auseinandersetzungen zwi-
schen Nürnberger und Ansbacher Truppen. Im Frühjahr 1771 ordnete
Markgraf Alexander an, dass kein Getreide mehr nach Schwaben exportiert
werden durfte. Eine allgemeine Kreissperre aber wurde in Ansbach und
Bayreuth abgelehnt. Ein Reichsgutachten vom 2. Februar 1772, „die Verfü-
gung einer allgemeinen Getreid-Sperre gegen Auswärtige und Aufhebung
der Particular-Sperren im Reiche, auch Beförderung der Ein- und Durch-
fuhre der Früchte betreffend“, schlug dem Kaiser eine ganze Reihe von
Maßnahmen vor, insbesondere ein Verbot des Getreideexports aus dem
Reich, die Förderung des Imports von Getreide, die Aufhebung der Parti-
kularsperren und die Förderung des Transits durch die Aufhebung von Zöl-
len und Abgaben. 

Der Bischof von Bamberg erklärte, er wolle das kaiserlich ratifizierte
Reichsgutachten zur Richtschnur seines Handelns machen und verlangte
von Ansbach die sofortige Aufhebung der Getreidesperre gegenüber Nürn-
berg. Nach einer guten Ernte wurden im Herbst 1772 durch ein Kreis-
konklusum die Getreidesperren im Fränkischen Kreis aufgehoben und
auch der Export in den Schwäbischen und Oberrheinischen Kreis freigege-
ben, die mit dem Fränkischen Kreis einen gemeinsamen Markt bildeten.
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Der Kaiser wurde von den Kreis-
beschlüssen in Kenntnis gesetzt
und gebeten bei der Reichsritter-
schaft für die Einhaltung der ge-
troffenen Maßnahmen zu sorgen. 

Im Herbst 1773 stellte Ansbach
starke Getreideexporte nach Italien
und auf dem Main nach Holland
fest und verlangte, dass der Kreis-
tag sich damit befasse. Die Exporte
wurden untersagt. Die Verbote
wurden im Frühjahr 1775 gegenü-
ber holländischen Getreideaufkäu-
fern wiederholt, doch setzte sich
zunehmend die Meinung durch,
dass Getreidesperren nicht not-
wendig seien. Vor allem hatte
Markgraf Alexander durch „landes-
väterliche Vorsorge“ die Magazin-
wirtschaft eingeführt, wodurch
Sperrmaßnahmen überflüssig ge-
worden waren. Bei seiner Abdan-
kung 1791 enthielt das Getreide-
magazin 6000 Simra Korn. Wie
zwei Jahrhunderte zuvor setzten
sich also zur Regelung des Getrei-
demarkts gegen Ende des Alten
Reichs die regionalen oder födera-
tiven Kräfte der Reichskreise gegen
die Zentralgewalt oder Reichsexe-
kutive durch. 

Einige Jahre später erschienen
Einkäufer der österreichischen Ar-
mee und trieben erneut die Getrei-
depreise in die Höhe. In der Kreis-
versammlung trat Ansbach-Bay-
reuth für ein generelles Ausfuhr-
verbot ein, um den Markt in Fran-
ken funktionsfähig zu halten.
Doch Würzburg und Bamberg
hielten sich nicht daran und Mark-
graf Alexander scheiterte mit sei-
ner Politik, die darauf zielte, den
Kreis zum geschlossenen Wirt-
schaftsraum zu machen. 

Der Straßenbau 

Eine wichtige infrastrukturelle Maßnahme und Voraussetzung für einen ein-
heitlichen Wirtschaftsraum war der Bau von Straßen. Zwar lag hier zunächst
die Initiative bei den einzelnen Territorien, doch konnten zusätzlich inner-
halb des Kreises Absprachen und Abkommen getroffen werden, um den
Wegebau über die territorialen Grenzen hinweg besser zu koordinieren.
Gelegentlich intervenierte der Kreis sogar wegen der „bösen Weeg und
Landstraßen“, wie zum Beispiel 1607 im Würzburger Hochstift, oder er 

Im 18. Jahrhundert wurden zahlreiche
Straßen und Verkehrswege ausgebaut.
Für die Handelsstadt Nürnberg war
auch der Zustand der Straßen von
großer Bedeutung. Er wurde daher, 
wie bei der Verbindung nach Würz-
burg, in einem Straßenbauprotokoll,
hier vom 1. Juli 1771, festgehalten. 
(Staatsarchiv Bamberg, H 2, 229)   
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setzte Kommissionen ein, die den Zustand der Straßen und Verkehrswege
bei einzelnen Ständen kontrollieren und Ausbesserungen veranlassen soll-
ten. Verständlicherweise war es vor allem die Handelsmetropole Nürnberg,
die auf einen guten Zustand der Straßen und Verkehrswege auf den Kreis-
versammlungen drängte. 

Im Lauf des 18. Jahrhunderts wurden mehrfach Versuche unternommen
die Straßen und Chausseen im Kreis auszubauen, um den Handel zu er-
leichtern. Als Kaiser und Reich den Ausbau der wichtigen Heeres- und Han-
delsstraßen verlangten, kamen 1765 die Kreisstände sogar überein die von
Würzburg erarbeiteten Vorschläge über die Breite, den Unterbau, die An-
lage von Fußpfaden und von Abflussgräben in die Tat umzusetzen. Die Rit-
terschaft, auf die nicht verzichtet werden konnte, wurde von dem Vorhaben
unterrichtet. Doch da der Kreis weder Routen festlegte noch eine Auf-
sichtsbehörde schuf, blieb der Straßenbau den einzelnen Ständen frei über-
lassen. Dagegen wurde die Ritterschaft ständig vom Kreis an ihre Pflicht
zum Straßenbau erinnert und es wurden ihr sogar Zwangsmittel angedroht. 

Zu Beginn der 1780er-Jahre waren jedoch ansehnliche Chausseen fertig
gestellt und der Kreis konnte eine Ordnung für das Erheben des Straßen-
geldes erlassen: Für gleich lange Strecken sollte ein einheitlicher Tarif gel-
ten und es sollten möglichst wenig Schlagbäume errichtet werden, um den
Verkehr nicht unnötig zu behindern. Die Fracht- und Passagierzettel sollten
nach einem einheitlichen Muster erstellt werden, weil die Eintragungen
beim Übertritt in ein benachbartes Territorium anerkannt werden sollten.
Der Kreis hatte somit nicht nur spürbare Erleichterungen für den Verkehr
geschaffen, sondern vor allem auch dafür gesorgt, dass der Verkehr durch
Manipulation der Gebühren nicht umgelenkt werden konnte. Mit dem Bau
von Chausseen durch sein Gebiet hat der Fränkische Kreis eine erstaunliche
öffentliche Aufgabe geleistet. 

Die Mainschifffahrt 

Die Herren von Schwarzenberg im Steigerwald lebten im 17. Jahrhundert
lange Zeit am Wiener Hof und kamen in Verbindung mit den jüdischen
Oberhoffaktoren Oppenheimer und Wertheimer. Nach dem Westfälischen
Frieden holte Johann Adolf von Schwarzenberg Juden in sein Territorium

Die Chaussee von Würzburg nach Ans-
bach wurde in den Jahren 1766 bis
1773 erbaut. An der Landesgrenze bei
Enheim stand früher ein Zollhaus. An
dieser Stelle ließ Friedrich Carl Alexan-
der von Brandenburg-Ansbach zur 
Erinnerung an die Anlage der Chaussee
einen Obelisken errichten, der auch
„Markgrafensäule“ genannt und 1787
von Johann Gottfried Koeppel in Kupfer
gestochen wurde. 
Aus: Johann Bernard Fischer: Statist. 
und topogr. Beschreibung des Burg-
graftums Nürnberg, Ansbach 1787, 
T. II Frontispiz 
(Staatsarchiv Nürnberg, HB 120 II)   

Die älteste Mainbrücke, 1133 erstmals
erwähnt, wurde vom Baumeister des
Würzburger Doms Enzelin errichtet, um
den Fernhandelsverkehr über die Straße
vom Rhein-Main-Gebiet um Frankfurt
über Würzburg nach Regensburg zu
unterstützen. Wahrscheinlich bestand
bereits der älteste Bau aus steinernen
Pfeilern und Bögen. Die Fürstbischöfe
Christoph Franz von Hutten und Frie-
drich Karl von Schönborn ließen ab
1726 zwölf Statuen errichten. 
Das Programm dieses berühmten 
Figurenschmucks spiegelt die Frömmig-
keit des Barock wider und repräsentiert
zugleich das Bistum, den regierenden
Bischof und das Reich.
Würzburg, A. Althaus, Vorkriegsaufnahme
(Stadtarchiv Würzburg)   
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und stattete sie mit zahlreichen Privilegien aus. Schwarzenbergische und jü-
dische Kaufleute und Unternehmer bauten Marktbreit zu einem bedeuten-
den Handels- und Warenumschlagplatz aus. Vor allem schufen sie die tech-
nischen und organisatorischen Voraussetzungen für den Handel, nämlich
die Lagerhallen, die Be- und Entladeeinrichtungen, die Kranen, Waageplät-
ze und besorgten den Bau von Zufahrtswegen. Es gelang den Schwarzen-
bergern – trotz vieler Streitigkeiten mit den umliegenden Territorialherren
um Geleit- und Stapelrechte, Straßen- und Marktzwang und vor allem um
die Main-Schifffahrtsrechte – einen Großteil des Warenumschlags vom
Rhein-Main-Wasserweg zum Landverkehr an sich zu ziehen. Marktbreit
wurde der bevorzugte Umschlagplatz von Berg- und Talfahrten auf dem
Main. In Marktbreit wurden auch Agrarprodukte umgeschlagen: Wein aus
Würzburg und den kleineren Weinorten, Getreide aus dem Ansbachischen
und von der Hohenloher Ebene.

Das Aufblühen von Marktbreit weckte das Interesse der Fürsten in Würz-
burg, Bamberg und Ansbach. So erhielt das ansbachische Marktsteft 1727
völlige Zollfreiheit für aus Holland anlandende Schiffe, deren Waren per
Achse weitergeleitet wurden nach Nürnberg, Augsburg oder München.

Nach dem Verlust Kitzingens an das
fürstbischöfliche Würzburg 1629 wurde
Marktsteft der wichtigste Ort in ansba-
chischem Besitz mit direktem Zugang
zum Main. Im 18. Jahrhundert erlebte
Marktsteft durch die Ansiedlung von
Kleinbetrieben und die Förderung von
Schifffahrt und Handel einen bedeuten-
den Aufschwung.
Marktsteft, Aquarell von Johann Gott-
fried Köppel, 1790 
(Germanisches Nationalmuseum Nürn-
berg, S.P. 10618/1111a)   

In den wirtschaftspolitischen Konzep-
tionen des Würzburger Fürstbischofs
Adam Friedrich von Seinsheim kam
dem Würzburger Hafen Kitzingen 
Priorität zu. 
Seit dem ausgehenden 16. Jahrhundert
zählte Kitzingen zu den regionalen 
Verteilermärkten, die die Versorgung
Oberfrankens mit importierten Waren
übernahmen. Hier wurden weite Teile
der Landbevölkerung im ansbachischen
und württembergischen Gebiet versorgt. 
Kitzingen, Blick von der Mainbrücke
auf die Stadt, Stich, 19. Jahrhundert 
(Germanisches Nationalmuseum 
Nürnberg, S.P. 8086)    
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Bald gewährte Marktsteft allen fremden Gütern die
gleichen Zollprivilegien wie Marktbreit. 

Schließlich baute Würzburg zeitweise gemeinsam
mit Bamberg den Main-Ort Kitzingen als Handels-
platz aus. In einem Vertrag von 1766 zwischen
Würzburg, Bamberg und Ansbach-Bayreuth wurde
beschlossen die Mainzölle um ein Drittel zu senken
und eine allgemeine Organisation der Schiffer und
Fuhrleute ins Leben zu rufen. Um das ganze Kreis-
gebiet an die Mainschifffahrt anzubinden, sollte die
Straße von Kitzingen nach Nürnberg ausgebaut wer-
den. Tatsächlich brachte die überterritoriale Förde-
rung des Handels auf dem Main einen deutlichen
Gewinn für die drei Städte am Fluss und für den
ganzen Fränkischen Reichskreis, der vor allem mit
den begehrten Kolonialwaren aus Holland versorgt
werden und umgekehrt die heimischen Agrarpro-
dukte in die städtereichen Niederlande exportieren
konnte.

Gesundheitswesen 
und Seuchenbekämpfung 

Eine wichtige Aufgabe sah der Kreis im Bereich der
Gesundheitspolitik und der Seuchenbekämpfung.
Eine Vorreiterrolle übernahm in der zweiten Hälfte
des 16. Jahrhunderts und während des 17. Jahrhun-
derts die Reichsstadt Nürnberg. Denn allen Verant-
wortlichen war klar, dass die Pestpolitik der Reichs-
stadt nicht an den Stadtgrenzen enden konnte. Viel-
mehr wurde die reichsstädtische Bevölkerung am
wirkungsvollsten geschützt, wenn die Seuche schon
weit im Vorfeld zum Stehen gebracht wurde. Des-
halb nahm der reichstädtische Rat Verbindung zu
den Mitständen im Fränkischen Kreis auf und such-
te sie zur Übernahme der Nürnberger Präventivmaß-
nahmen zu bewegen. Wegen der allgemeinen Bedeutung wurde das The-
ma auch auf den Kreistagen behandelt. Bald leitete man mehrere Gegen-
maßnahmen ein. Ein erster Beleg für die Zusammenarbeit im Kreis in der
Pestproblematik ist in der Nürnberger Sterbeordnung von 1562 überliefert.
Doch es gelang erst nach dem Dreißigjährigen Krieg die Zusammenarbeit
im Fränkischen Kreis in dieser Hinsicht auf eine breitere organisatorische
Basis zu stellen. In einer Vielzahl von Mandaten wurde Auswärtigen die
Einreise aus pestverdächtigen Orten ins Kreisgebiet durch eine aufeinander
abgestimmte Einreisepolitik nachdrücklich erschwert. Jeder Verdächtige
wurde einer strengen Kontrolle unterworfen. Dazu hatte man ein raffinier-
tes Passsystem entwickelt, mit dem jeder Reisende seine Herkunft nach-
weisen musste. Ein Kreismandat von 1708, „Die Contagion betreffend“, 
fasste die vielen Einzelvorschriften auf Kreisebene zusammen. Im Verlauf
der letzten Pestwelle im Jahr 1713 wurden die Präventivmaßnahmen sogar
noch ausgebaut und erweitert. Die Kreisstände beschlossen sämtliche von
der Pest erfassten Ortschaften „mit tiefen Graeben zu umziehen“ und die
strikte Isolation durch Wachen am Ort kontrollieren zu lassen. Um die Ein-
reise Pestkranker von außen in das Kreisgebiet zu unterbinden, wurden an

In Nürnberg erreichte die Pest im Jahr 1562 in den Monaten
September und November ihren Höhepunkt. Es starben wöchent-
lich 500 und mehr Menschen, sodass der Rat ihre tägliche Regist-
rierung anordnete. Nach der 16 Monate dauernden Epidemie
wurden 9034 Tote in der Stadt gezählt. 
Ausschnitt aus der Peststatistik des Totenbuchs von 1562 
(Stadtarchiv Nürnberg, Rep. B 19, Nr. 481)  
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den Kreisgrenzen strengste Kontrollen eingeführt. An den wichtigsten
Straßen wurden zur Abschreckung sogar Galgen aufgestellt. Auf Tafeln
wurde infizierten Reisenden die Todesstrafe angedroht. Mitgeführte Tiere
mussten sogleich erschossen werden.

Letzte Reformen 

Von den durch den Kreis eigenständig übernommenen Aufgaben – alle er-
lassen zum Wohle der „Kreisunterthanen“ – zeugen die vielen, immer wie-
derholten Mandate gegen Bettler und Jauner, aber auch die Regelungen zur
Versorgung der Armen, die Ausfuhrbeschränkungen für Gold und Silber
oder die Maßnahmen gegen die Abwerbung von Untertanen zur Niederlas-
sung in fremden Ländern. Der „guten Policey“ dienten aber auch die Maß-
nahmen in den Bereichen des Gesundheitswesens und der Seuchen-
bekämpfung. Denn auch in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts musste
sich der Kreis immer wieder mit Schutzvorkehrungen gegen die Ausbrei-
tung von Seuchen bei Mensch und Tier beschäftigen und sogar mit Bestim-
mungen über den Handel mit Gift. Er verbot aber auch das Abbrennen öder
Gründe und Wiesen, er ergriff Maßnahmen gegen eine Heuschreckenplage
und untersagte den Verkauf von Schlachtvieh aus dem Fränkischen Kreis
sowie die Ausfuhr von Lumpen, die zur Papierherstellung benötigt wurden.
Selbst gegen die Verbreitung von Schmähschriften gegen Juden musste der
Kreis vorgehen. Maßnahmen oder Erlasse einzelner Territorien hätten hier
zu kurz gegriffen und nur ein gemeinsames Handeln versprach Erfolg. 
Wenig Anstände bereitete es dem Kreiskonvent, ein Verbot der Lotterien
auszusprechen und durchzusetzen. Auch das Wetten war mit hohen Strafen
belegt. Nur die Reichsstadt Nürnberg verweigerte zunächst die Zuständig-
keit des Kreises in diesem lukrativen Bereich, musste sich dann aber den
Mitständen beugen. 

Im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts verliehen nicht die reichsrecht-
lichen Pflichten, wie noch im 16. Jahrhundert, den Kreisen ihre große Be-
deutung, vielmehr waren es die ihnen von den Mitständen zur sachdien-
lichen Lösung überlassenen Aufgaben. Damit blieben die Zuständigkeiten
unbegrenzt und es war den einzelnen Mitgliedern je nach ihrem Verständ-
nis von Gemeinnutz, Wohlfahrt und Zweckmäßigkeit überlassen, die Bera-
tungsmaterien und ihren Umfang zu bestimmen, Beschlüsse zu fassen und
den Vollzug oder die Exekution zu regeln. Wechselseitige Information,
zweckmäßige Zusammenarbeit und erfolgreiche Koordination kennzeich-
neten das Tätigkeitsfeld und verhalfen den Kreisen, voran dem Fränkischen
Kreis, zu Gewicht und hohem Ansehen in der politischen Öffentlichkeit.
Zwar fehlen noch fundierte Untersuchungen zur Wahrnehmung des Frän-
kischen Reichskreises und seiner Leistungen in der zeitgenössischen Öf-
fentlichkeit, aber bezeichnenderweise erklärte Christian August Beck, der
Lehrer des späteren Kaisers Joseph, am Beispiel des Fränkischen Kreises
den Sinn und die Bedeutung der Kreise und ihrer Verfassung. „Die Kreise
waren diejenige Institution, die allein das alternde Reich noch zu prak-
tischen Leistungen befähigt haben“ (Hartung). 

Im ausgehenden Drittel des 18. Jahrhunderts, als die Arbeit und Wirk-
samkeit des Kreises einen letzten Höhepunkt erreichte, verbesserte sich
auch die Zusammenarbeit mit der fränkischen Reichsritterschaft. Die Ritter
schlossen sich 1772 dem Ausfuhrverbot des Kreises für Getreide an, sie be-
teiligten sich an der Änderung des Münzflusses, am Lotterieverbot, an der
durchgreifenden Armenordnung von 1791, am Seuchenschutz und am
Kampf gegen Jauner und Gesindel. Auch die „fränkische Craiß-Juden-
schafft“ wandte sich 1792 an den Kreiskonvent, was zeigt, dass man allent-
halben vom Kreis überterritoriale Regelungen erwartete und erhoffte. 

Das so genannte Pestregiment wurde
1574 vom Rat der Stadt Nürnberg bei
der Ärzteschaft in Auftrag gegeben. Es
sollte den Bürgern medizinische Rat-
schläge zum Schutz vor der Pest und
zur Behandlung Erkrankter geben. 
Das Buch erschien in einer Auflage von
600 Exemplaren mit dem Titel: „Ein
kurz Regiment/wie man sich in zeit 
Regierender Pestilentz halten soll. 
Durch die Hochgelerten vnd erfarnen
der Ertzney Doctores/zusamen gefast
vnd gebessert …“ Nürnberg 1574 
(Stadtbibliothek Nürnberg, Med. 17 4°)  
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Der Kreis als regionales Bindeglied

Besonders in den letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts betonten viele
Kreisstände den staatenbündischen Charakter ihrer Korporation und be-
zeichneten den Reichskreis als „Zusammenkunft freyer und voneinander
gänzlich unabhängiger Stände, welche zur Beförderung des öffentlichen
Wohlstands miteinander in eine gleiche Gesellschaft getretten sind“. In ei-
nem Gutachten eines im Dienst des Kreises stehenden Generals wird der
Kreistag sogar als „Souverain oder gesätzgebende Macht“ bezeichnet und
ohne Zweifel waren die meisten Stände der Ansicht, dass dem Kreis in „Po-
licey-Sachen“, also in Materien der Ordnungs-, Wirtschafts-, Sozial- und Si-
cherheitspolitik die entscheidende Kompetenz zustehe. So wandte sich das
Lottoverbot ausdrücklich an die „Kreisunterthanen“. Umgekehrt war der
Kreis für die Bevölkerung kein unbekanntes Staatsgebilde. Dies belegen die
zahlreichen Bittgesuche und Klagen von Untertanen beim Konvent, der
sich wiederum in seinen Beschlüssen und Anordnungen direkt an die Be-
völkerung wandte. Der Fränkische Reichskreis war also eindeutig auf dem
Weg zu einer politischen Institution. Denn die jeweilige Territorialobrigkeit
– meist ergänzt durch die eigene Titulatur – gab die Mandate oder Anord-
nungen des Kreises unverändert weiter. Dabei wurden Formulierungen wie
„Kreispatent“ oder „Kreisverordnung“ ganz selbstverständlich gebraucht,
wie auch die Verbindlichkeit für die „Fränkischen Kreislande“ die überterri-
toriale, gemeinsam-fränkische Identität belegt.

Unter dem Druck Preußens wurde 1795 den Ständen sogar noch größere
Mitwirkungsmöglichkeit – sowohl im Hinblick auf die dem Kreis zu über-
tragenden Aufgaben als auch auf das Beratungsverfahren – eingeräumt.
Dieses Übereinkommen der Kreisstände wurde in 1200 Exemplaren ge-
druckt und der politischen Öffentlichkeit bekannt gemacht. Der Reichskreis
hatte nun eine beachtliche Bedeutung erlangt, die die einzelstaatlichen 
Belange deutlich überlagerte. Dies zeigt sich nicht zuletzt an den zahl-
reichen Deputationen, die der Kreistag zur Bearbeitung komplizierter Mate-
rien einrichtete. Ein derartiges „Experten-Gremium“ hatte beispielsweise
die Höhe der Steuerrückstände von einzelnen Ständen zu ermitteln oder
die finanzielle Leistungskraft eines Mitstandes zu prüfen und vor allem die
Finanzen des hoch verschuldeten Reichskreises zu sanieren und Schul-
den einzutreiben. Andere Deputationen mussten den Durchzug fremder
Truppen regeln oder die Artillerieausrüstung der Kreistruppen überprüfen. 
Welch politisches Gewicht im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts der Frän-
kische Kreis gewonnen hatte, davon zeugt auch die Akkreditierung fremder
Botschafter. 

In den offiziellen Verlautbarungen für die Bevölkerung ist oft von den
„Grenzen des fränkischen Kreises“, von „Kreisortschaften“ oder auch von
„Kreiseinwohnern“ die Rede, wie auch von des „gemeinen Kreises Besten“.
In den Kreistagsprotokollen finden sich die Terminologien „Creiß-Gesätze“
oder „Creiß-Pollicey-Verordnungen“, durch die es den „fränkischen Creiß-
Commerce“ zu schützen galt. Während Ausdrücke wie „Fränkisches Vatter-
land“ oder „Creiß-Patriotismus“ nur selten zu finden sind, war der „Creiß-
Unterthan“ sehr geläufig. Alle Untertanen der Kreisstände sollten als „Glie-
der eines und deßselbigen Staates“ behandelt werden und „alle fränkischen
Creiß-Lande wie ein zusammengehöriger Staats-Körper“ angesehen wer-
den, womit der Reichskreis als regionales Bindeglied für Franken eindeutig
bezeichnet und belegt ist. 
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Das Ende des Kreises 

Als 1792 nach dem Verzicht Markgraf Alexanders die zollerischen Fürsten-
tümer Ansbach und Bayreuth dem preußischen Staat angegliedert wurden,
führte dieser Wechsel im Kreis zu schwerwiegenden Konsequenzen.
Das bisherige Gleichgewicht der Mächte war gestört. Der mit vizekönig-
lichen Vollmachten ausgestattete Karl August Freiherr von Hardenberg 
hatte nun die Bayreuther und Ansbacher Stimmen beim Kreis wahrzuneh-
men, der seit 1791 permanent tagte. Sogleich beanspruchte Hardenberg für
die Königsmacht Preußen das Direktorium beim Kreis, was jedoch von
Bamberg und allen anderen Kreisständen entschieden abgelehnt wurde.
Daraufhin entzog er dem Kreisheer die markgräflichen Truppen. 

Der schwierigste Gegenspieler erwuchs Hardenberg in Friedrich Adolph
von Zwanziger, der zum Anwalt der bedrohten mindermächtigen Stände
und der Reichsritterschaft wurde. Zwanziger war der Vertreter mehrerer
kleinerer Kreisstände und er bestimmte weitgehend die Politik im Kreis.
1791/92 suchte er zunächst den Kreis neutral zu halten und als dritte Kraft
zwischen Preußen und Österreich zu führen. Als im Sommer 1796 die fran-
zösische Armee in das Kreisgebiet vorstieß, schloss Zwanziger mit dem Ge-
neral Ernouf einen Waffenstillstandsvertrag. Die Kreisgesandten Zwanziger
und Rhodius reisten nach Paris, um zu einer vertraglichen Regelung zwi-
schen der Revolutionsregierung und dem Fränkischen Kreis zu kommen.
Zwanziger wird sogar der Plan einer selbstständigen „fränkischen Republik“
unter französischem Protektorat zugeschrieben, was sich jedoch nicht 
beweisen lässt. 

Der Kreis, unter der Leitung Zwanzigers, trat bei diesen Verhandlungen
mit der Republik Frankreich ein letztes Mal als selbstständiges politisches
Organ auf. Der Kreis wollte „weder preußischer noch kaiserlich-öster-
reichischer Satellit sein“. Bald wurde Franken mehr und mehr zum Objekt
der Entschädigungs- und Erweiterungspolitik von Preußen und Bayern. Mit
dem Reichsdeputationshauptschluss 1803 und der Rheinbundakte 1806, mit
Säkularisation und Mediatisierung war die Reichsverfassung zu Ende ge-
gangen. Die Reichskreise waren nicht mehr lebensfähig. 

Am 1. August 1806 schloss der Reichstag zu Regensburg seine Sitzungen
und am 6. August legte Kaiser Franz die Krone des Reichs nieder. Damit
war auch die Kreisverfassung beendet. Doch im Fränkischen Kreis fand so-
gar eine förmliche Auflösung statt. Zunächst wollte Preußen selbst nach
dem Übergang von Ansbach an Bayern noch seine an Ansbach haftenden
Kondirektorialrechte wahrnehmen. Doch Bayern entsandte Anfang Juli
1806 Tautphöus als neuen Gesandten beim Kreis und ließ von ihm die 
Direktoriumsgeschäfte wahrnehmen. Der bayerische Gesandte bat am 
3. August in München um die Auflösung der fränkischen Kreisversammlung
und erhielt hierzu von Minister Montgelas am 11. August die Genehmigung.
Tautphöus aber zögerte, da er sich nicht sicher war, wer die Auflösung 
offiziell vorzunehmen habe, nachdem die Befugnisse des Direktoriums um-
stritten waren. Am 15. August setzte Baron Hügel, zugleich kaiserlicher und
würzburgischer Kreisgesandter, die Kreisversammlung von der Abdankung
des Kaisers in Kenntnis und erklärte seine Tätigkeit beim Kreis für abge-
schlossen. Daraufhin erklärte am 16. August Tautphöus die Kreisversamm-
lung im Namen seiner königlichen Majestät von Bayern für aufgelöst und
alle Kreisgeschäfte für beendet. Die Kreiskasse und das Kreisarchiv nahm
Bayern in Verwahrung. Die kleineren Kreisstände waren mit diesem Ende
jedoch nicht einverstanden. Sie forderten Preußen auf, einen Gesandten
nach Nürnberg zu schicken, damit man unter seiner Leitung weiter tagen
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könne. Preußen jedoch lehnte ab, denn es wollte den Streit um und in
Franken nicht auf die Spitze treiben. Damit hatte der Fränkische Reichskreis
aufgehört zu existieren.
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Glossar

Ballei Eine Ordensprovinz des adligen Deutschen Ordens im Reich. 
Die Ballei Franken umfasste 15 Kommenden. Ordensresidenz war Mer-
gentheim.

Bank Nach dem Vorbild des Reichstags nahmen die Mitglieder des 
Kreistags auf vier „Bänken“ Platz: der Bank der geistlichen Fürsten, der
Bank der weltlichen Fürsten, der Bank der Grafen und Herren und der
Bank der Reichsstädte.

Exemt Der Bischof von Bamberg war nur dem Papst unterstellt und
nicht einem Metropolitanbischof.

Gartende Landsknechte Bezeichnung für Landsknechte, Söldner oder
Soldaten, die aus dem Kriegsdienst entlassen waren und durch die 
Lande streunten. Das um sich greifende Bettelwesen barg zunehmend
sozialen Zündstoff. 

Geschenkte Handwerker Zünfte oder Handwerker, die den wandern-
den Gesellen bei der Ankunft in der Stadt den so genannten „Zehr-
pfennig“ in Geld oder Naturalien reichten. 

Jauner Bezeichnung für Gauner, Kleinkriminelle, vagabundierende Ta-
gediebe, Strauchdiebe usw.

Kammerzieler Unterhaltsbeiträge der Reichsstände zum Unterhalt des
Reichskammergerichts, die vom Kreis als Mittelbehörde für das Reich
erhoben und verwaltet wurden.

Kipper- und Wipperzeit Inflation in Deutschland in den Jahren
1618–1622/23. Hochwertige Silbermünzen, insbesondere kleine Mün-
zen, wurden gegen minderwertige, vor allem mit Kupfer versetzte
Münzen ausgetauscht. An der Prägung unterwertiger Münzen beteilig-
ten sich kleine und große Münzstände, um die notwendig gewordenen
Rüstungen zum kommenden Krieg bezahlen zu können.

Kreisausschreibeamt Die Leitung des Kreises war von Anfang an 
zwischen dem Bischof von Bamberg und den zollerischen Markgrafen
umstritten. 1559 schlossen der Bischof von Bamberg und die Zollern
einen Vertrag, dass sie das Ausschreibeamt gemeinsam und gleich-
berechtigt ausüben wollten. Wegen seiner herausgehobenen Stellung
in der Reichskirche nahm der Bischof von Bamberg das Ausschreibe-
amt wahr und den protestantischen weltlichen Fürsten von Ansbach
und Bayreuth blieb das Mitausschreibeamt. Ausschreibeamt und Kreis-
direktorium waren nicht immer genau zu trennen. 

Kreisdirektorium Wurde vom Bischof von Bamberg wahrgenommen.
Als Kreisdirektor hatte er das Recht zur Eröffnung und Leitung der
Kreisversammlung sowie zur Zusammenfassung und Veröffentlichung
der Beschlüsse. Das Direktorium führte den Briefverkehr, wozu eine
Kreiskanzlei und ein Kreisarchiv in Bamberg eingerichtet wurden. 
Die Markgrafen von Ansbach und Bayreuth strebten mehrfach ein 
Kondirektorium an, erreichten es aber nicht.

Kreiskasse Verwaltung der Abgaben der Kreisstände an den Kreis so-
wie der Reichssteuern, Römermonate und Kammerzieler für das Reich.
Die Kreiskasse befand sich seit 1566 in Rothenburg und dann bald in
der Reichsstadt Nürnberg, wo sie vom Losungsamt, der reichsstädti-
schen Finanzbehörde, mitverwaltet wurde. Da die Verwaltung der 
Kapitalien von Reichsstadt und Reichskreis nicht sauber getrennt war,
konnte die Kreiskasse nur unzureichend kontrolliert werden.

Kreiskonklusum Nach längeren Beratungen gefundener Beschluss der
Kreisversammlung. Jedes Kreismitglied hatte jedoch das Recht, sich
dem Majoritätsbeschluss oder Kreisabschied zu verweigern. 
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Kreisobrist Ihm wurden die Ausführung und der Vollzug der Kreis-
beschlüsse übertragen. 1555 wurde dieses Amt auf Dauer eingerichtet
und den zollerischen Markgrafen als den mächtigsten weltlichen Kreis-
ständen übertragen, die es in der Regel durch die Bayreuther Linie aus-
üben ließen. 

Kreiszeughaus Seit 1702 in Nürnberg. Hier wurden die Waffen der 
Kreistruppen aufbewahrt, vor allem die umfangreiche Artillerie, die 
von Nürnberg gestellt wurde. 

Kuriatstimme Eine ständische Bank durfte im Reichs- und im Kreistag
nur mit einer Stimme abstimmen. 

Landfriedenseinung Zusammenschluss der Kreisstände zur Wahrung
des Landfriedens. Die Reichsexekutionsordnung von 1555 hatte den
Kreisen die Durchsetzung und Vollstreckung von Reichsgerichtsurteilen
und den Schutz des allgemeinen Landfriedens übertragen. 

Magazinwirtschaft In guten Erntejahren wurden die Überschüsse in
Getreidemagazinen eingelagert. Diese Vorräte wurden bei schlechten
Ernten an die Bevölkerung abgegeben. 

Matrikularbeiträge Leistungen der Stände an die Kreiskasse zur 
Bestreitung der Verpflichtungen des Kreises. Die Kreismatrikel für 
jeden Stand fußte auf der Wormser Reichsmatrikel von 1521. 

Münzeinung Um Münzbeschlüsse wirksam durchführen zu können, 
trafen 1564 die drei Kreise Franken, Schwaben und Bayern gemein-
same Absprachen, die zu einer ständigen Einrichtung wurden und 
das Münzwesen in den drei Kreisen bis zum Ende des Alten Reichs 
regelten und stabilisierten. Auf so genannten Münzapprobationstagen
wurde das Münzwesen der drei Kreise eigenständig und eigenverant-
wortlich betreut. 

Münzwardein Er überwachte die Prägung der Münzen in den vier 
Münzstätten im Kreis und überprüfte die im Kreisgebiet umlaufenden
Münzen auf ihre Wertigkeit. 

Pfragner Bezeichnung für Händler, wobei zwischen Klein- und Groß-
pfragner unterschieden wurde, deren Grenze jedoch strittig war. 

Poenal-Mandat Obrigkeitlicher Erlass, der für gewisse Vergehen hohe
Strafen androhte. Die Strafmandate wurden in hoher Auflage gedruckt
und öffentlich angeschlagen. 

Reichsabschied Ein nach langen Beratungen zustande gekommener
Beschluss des Reichstags, dem auch der Kaiser zugestimmt hatte. 

Römermonat Summe der monatlichen Unterhaltsgelder aller Reiter 
und Fußsoldaten in den Kontingenten, die die Reichsstände dem Kaiser 
zur Verfügung stellen mussten. Die Anschläge wurden erstmals für den 
geplanten Romzug Kaiser Karls V. erstellt und in der Wormser Matrikel 
1521 festgeschrieben. 
Simra, Sumra oder Sümmer Getreidehohlmass, das nach Getreide-
sorten mit drei unterschiedlichen Rauminhalten gerechnet wurde. 
1 Nürnberger Sümmer enthielt rund 318 Liter oder 220 kg. 
Überreuter Art überterritoriale Polizei zu Pferd, die im gesamten 
Kreisgebiet nach Vagabunden, Gaunern, verdächtigen Landfremden 
und Bettlern suchte und gegen sie vorging. 
Vordere Reichskreise So wurden die Kreise Franken, Schwaben, 
Oberrhein und Kurrhein bezeichnet. Sie verstanden sich als „das Reich“. 
Zehnt- und Gültgetreide Festgeschriebene Getreideabgaben, die auf
dem Zehntrecht und der Grundherrschaft beruhten. Sie mussten von den
bäuerlichen Untertanen an die Zehnt- und Grundherren geliefert werden
oder wurden von diesen eingezogen.  
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Die Landesausstellung 2004 stellt
die Geschichte des bayerischen
Franken von 500 bis 1500 dar. Aus-
stellungsort ist das Pfalzmuseum
Forchheim mit einer Ausstellungs-
fläche von ca. 1000 qm. 

Geografisch orientiert sich die
Ausstellung am Gebiet der heuti-
gen fränkischen Regierungsbezirke,
wird aber auch den größeren terri-
torialen Zusammenhängen gerecht
werden. In verschiedenen Zeit-
schnitten und Themenschwerpunk-
ten wird die Geschichte Frankens
im Mittelalter behandelt: Wie ka-
men die Franken nach Franken?
Warum war der Titel eines Herzogs
von Franken so begehrt und heiß
umkämpft? Weshalb wollten die
Nürnberger im Spätmittelalter keine
Franken sein? Warum luden die
fränkischen Ritter zu ihren Turnie-
ren so gerne ihre bayerischen
Nachbarn ein? Wer waren die ers-
ten fränkischen Dichter und Minne-
sänger? Warum förderte Kaiser Karl
der Große den Weinbau in Fran-
ken? Welche Heiligen wurden in
Franken verehrt? Warum hat Fran-
ken keine Hauptstadt? Wie viele
große und kleine Herrschaften,
Klöster und Bistümer, Burgen und
Städte gibt es in Franken? 

Der Rundgang führt den Besucher in die frühmittelalterlichen Ansied-
lungen der ersten Franken, in die konfliktträchtige Zeit des Hochmittelalters
und stellt die unterschiedlichen Herrschaftsgebiete des Spätmittelalters 
vor. Rekonstruktionen und Inszenierungen, archäologische Funde, wertvolle
Handschriften, wie die Parsifal-Handschrift Cgm 19 aus der Bayerischen
Staatsbibliothek, und Urkunden, herausragende Zeugnisse der Textilkunst,
wie das Antependium aus der Nürnberger St.-Sebald-Kirche sowie Gold-
und Silberschmiedearbeiten, Schnitzerei und Tafelmalerei vermitteln eine
Vorstellung von den Verhältnissen in der „Mitte des Reichs“. 

In Forchheim präsentiert sich die Ausstellung an einem herausragenden
historischen Ort. Nach ersten fränkischen Siedlungen um 650 n.Chr. wur-
den im 8. Jahrhundert unter den Frankenkönigen Karl Martell und Pippin

Kaiserpfalz Forchheim (Foto: Fritz Zirnsack, Forchheim)
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dem Jüngeren ein Königshof und eine Pfalz errichtet. Forchheim ist im Jahr
805 erstmals urkundlich erwähnt. In den folgenden Jahrhunderten fanden
hier zahlreiche Reichs- und Fürstenversammlungen statt, so am 4. Februar
900 die Krönung Ludwig des Kindes zum letzten karolingischen König. Am 
10. November 911 wurde Konrad I. in Forchheim zum ersten deutschen 
König gewählt und gekrönt. 

Die so genannte Kaiserpfalz war vom Mittelalter und bis zur Säkulari-
sation die Forchheimer Residenz der Bamberger Bischöfe. Das Ende des 
14. Jahrhunderts von Bischof Lambert von Brunn errichtete Wasserschloss ist
einer der ältesten und bedeutendsten Profanbauten Frankens. Neben dem
hoch aufragenden viergeschossigen Kemenatenbau aus dem 14. Jahrhundert
prägen die Vierflügelanlage heute vor allem Bauten des 16. Jahrhunderts.
Die gewölbten Räume im Kemenatenbau beeindrucken ebenso wie die mit
Balken-Bohlen-Decken geschmückten Säle. Die Wandmalereien aus der 
Erbauungszeit des Schlosses gehören zu den wichtigsten Zeugnissen dieser
Art in Nordbayern. Und die Stadt Forchheim ist als eine der geschlossensten
fränkischen Fachwerkstädte eine Entdeckungsreise wert. 

Als Ergänzung zur Landesausstellung ist eine Reihe von Zusatzveran-
staltungen vorgesehen, die Ereignisorte und Geschichtsdenkmäler der frän-
kischen Regionen einbinden. Ein eigens entwickelter KulTour-Pfad mit fast
30 Stationen präsentiert die Vielfalt der Landschaft, wie sie Karl Immermann
im Herbst 1837 auf seiner fränkischen Reise entdeckt hat: „Franken ist wie
ein Zauberschrank; immer neue Schubfächer tun sich auf und zeigen bunte,
glänzende Kleinodien.“ 

Informationen 
Haus der Bayerischen Geschichte 
Postfach 11751, D–86007 Augsburg 
Telefon: 0821/3295-133 oder -115 
Fax: 0821/3295-220 
E-Mail: wolfgang.jahn@hdbg.bayern.de oder peter.lengle@hdbg.bayern.de
Internet: http://www.hdbg.de

Eintrittspreise 
Erwachsene € 5,– 
Ermäßigt € 3,50  
Familienkarte € 10,– 
Schülergruppen/Person € 1,– 
Führungen € 2,–/Person zuzügl. Eintrittspreis 
Schulklassen 
und Gruppen 
bis 15 Personen pauschal € 30,– zuzüglich Eintritt 
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Entwürfe für das Logo des KulTour-Pfades
„Franken im Mittelalter“ 
(Gruppe Gut, Bozen) 

Der Fränkische Reichskreis 
Entwurfsskizzen zur Ausstellungs-
gestaltung (Gruppe Gut, Bozen) 
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